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Reklame

Es braucht die Volkswahl 
des Bundesrates
Die Volkswahl des Bundesrats stärkt die direkte Demokratie unseres Landes. Die Bürgerinnen und 
Bürger können auf allen Ebenen mitbestimmen und ihre Vertreter in die Behörden wählen: vom 
Gemeinderat über den Bezirksrichter bis hin zu den Regierungsräten. Diese Mitbestimmung gilt es 
durch die Volkswahl des Bundesrats auch auf Bundesebene zu verankern. Deshalb haben sich die 
Delegierten der SVP Schweiz anlässlich der Delegiertenversammlung vom 3. Oktober 2009 in Genf 
zugunsten der Lancierung einer Volksinitiative für die Volkswahl des Bundesrates ausgesprochen.

Die unwürdigen Intrigen und Spiele rund um die Bundesratswahlen im Parlament sollen ein Ende haben. Die Delegier-
ten der SVP haben bereits in Chur dem Grundsatz der Volkswahl des Bundesrates zugestimmt. In Genf haben sie sich 
für das Majorzsystem, das man in 24 von 26 Kantonen für die Regierungsratswahlen kennt, entschieden.

Folgende Gründe sprechen für die Bundesratswahl nach dem Majorzsystem:
1. Die Volkswahl der Regierung nach dem Majorzsystem ist in den Kantonen bestens verankert und hat sich bewährt.
2. Das im Initiativtext vorgeschlagene Majorzwahlverfahren berücksichtigt leere Stimmen nicht und senkt das absolu-

te Mehr auf ein sinnvolles Mass.
3. Für extreme Splitterparteien ist die Hürde für einen Bundesratssitz immer noch hoch. Sie werden den Einzug in die 

Regierung nicht schaffen.
4. Der lateinischen Schweiz sind mit dem vorgeschlagenen Initiativtext zwei Sitze garantiert (Berner Modell).
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Nationalrat Toni Brunner, Präsident SVP Schweiz, Ebnat-Kappel SG

Das Volk soll den 
Bundesrat wählen

Bundesratswahlen: Fertig 
mit unwürdigen Spielchen

Am 15. September siegte dank der 
SVP noch einmal knapp die Konkor-
danz. Didier Burkhalter von der FDP 
wurde vor dem Kandidaten der CVP 
gewählt. Die CVP hatte schlicht kein 
Anrecht auf diesen Sitz. Fast schien 
es, als wollte das Parlament der Be-
völkerung beweisen: Seht her, wir 
können den Bundesrat durchaus noch 
ernsthaft und ohne parteipolitische 
Spielchen wählen, wenn wir nur wol-
len. Unvergessen bleiben jedoch die 
unwürdigen Spiele im Parlament rund 
um die Bundesratswahlen der letzten 
Jahre. Die CVP und die Linksparteien 
haben sich von der Konkordanz verab-

schiedet. Sie stellen inhaltliche Bedin-
gungen oder fabrizieren «interessan-
te» Berechnungen in Bezug auf die 
Stärke einer Partei – als ob nicht der 
Wählerwille und damit die Parteistärke 
ausschlaggebend wären für die Zu-
sammensetzung unseres Bundesra-
tes, der das Volk zu vertreten hat. 

All die Erfahrungen aus der Vergan-
genheit zeigen jedoch deutlich, dass 
es Zeit für einen Systemwechsel ist. 
Unsere Partei geht auch hier voran. 
Die Delegierten der SVP Schweiz ha-
ben klar ja gesagt zur Lancierung der 
Initiative zur Volkswahl des Bundesra-
tes. Der in Genf bereinigte Text ist eine 
hervorragende Grundlage für die be-
vorstehende Unterschriftensammlung. 
Damit ist in Zukunft der Bundesrat der 
Bevölkerung und nicht mehr einfach 
dem Parlament oder irgendwelchen 
internationalen Organisationen ver-
pfl ichtet.

IV-Sanierung: Die Ja-Sager 
stehen in der Pfl icht

Wir haben die Abstimmung gegen die 
Erhöhung der Mehrwertsteuer ver-
loren. Diese steigt nun neu auf 8 % 
und kostet die Schweizerinnen und 
Schweizer jährlich 1,2 Milliarden Fran-
ken. Einmal mehr mussten wir alleine 

gegen alle anderen Parteien kämpfen 
und ebenso gegen praktisch alle 
natio nalen Wirtschaftsverbände antre-
ten. Das dennoch knappe Resultat 
zeigt, dass das Volk nicht mehr ein-
fach unbesehen bereit ist, mit mehr 
Mitteln die Missbräuche in der IV zu 
fi nanzieren. Zu Recht wird nun erwar-
tet, dass nebst den beschlossenen 
Mehreinnahmen auch ausgabenseitig 
Einsparungen zur Sanierung der IV 
vorgenommen werden müssen. Die 
Ja-Sager stehen nun in der Pfl icht. 
Dem Versprechen, die Erhöhung der 
Mehrwertsteuer sei nur befristet auf 
sieben Jahre eingeführt worden, weil 
man die Probleme mit der nächsten 
Revision lösen wolle, müssen jetzt 
 Taten folgen. 

Die SVP hat bereits zwei Tage nach 
der Abstimmung ihr Konzept vorge-
legt, wie bis im Jahre 2020 die IV 
schuldenfrei dastehen kann. Es ist ty-
pisch: Diejenigen, die jetzt in der 
Pfl icht wären, schweigen, der Wille für 
strukturelle Sanierungen ist schon in 
den Tagen nach der Abstimmung ver-
fl ogen. Doch so einfach lassen wir die 
Gewinner der letzten Abstimmung 
nicht aus der Pfl icht. Die SVP bleibt 
am Ball. In Verantwortung gegenüber 
der Bevölkerung, die all die vielen So-
zialwerke zu tragen hat.

Seit mehr als 30 Jahren sind wir erfolgreich für unsere Kunden in den Bereichen politische Kommunikation und
Wirtschaftswerbung tätig.

Für die SVP Schweiz, verschiedene SVP-Kantonal- und Stadtparteien, für Politikerinnen und Politiker, für Verbände,
Vereine und Stiftungen sowie für KMU-Betriebe in der ganzen Schweiz. Zupackend, kostenbewusst und termintreu.

Und dies in den Bereichen
• Wahl- und Abstimmungswerbung • Campaigning und Persönlichkeitsprofilierung • Lobbying und PR
• Produkte- und Dienstleistungswerbung • Eventorganisation

Dabei haben wir eines immer wieder bewiesen: Mit einer klaren Zielsetzung, einer gutdurchdachten Strategie
und einer emotionalen und verblüffenden Umsetzung die Botschaft zielgerecht zu verbreiten und – wo nötig –
Medienaufmerksamkeit zu schaffen.

GOAL AG für Werbung, PR und Events

Alexander Segert
Geschäftsführer

Tel 043 499 24 00, info@goal.ch, Postfach, 8600 Dübendorf/ZH

Wir wollen Ihren Erfolg.
AG für Werbung und Public Relations

Werbung
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Als Schweizer Korrespondent habe 
ich mehr als 30 Jahre vor Ort erlebt, 
was der Islam und seine mit ihm un-
trennbar verbundene politische Ideo-
logie in der Praxis bedeuten. Erlebt 
und erlitten habe ich das auf den 
Bergen Afghanistans und des Liba-
non, im Stahl- und Giftgasgewitter 
der Golfkriege, in ägyptischer und 
türkischer Haft, im Zelt Gaddafi s und 
bei den iranischen Ayatollahs. 

Bei Minaretten handelt es sich nur 
nebenbei um religiöse Symbole, 
es geht in erster Linie um Sieges-
zeichen islamischer Macht und 
Herrschaft. Dafür lassen sich hun-
derte Beweise anführen. Ich will hier 
nur die neuste Aussage meines Kol-
legen von der Universität Ankara, 
Mustafa Isen, zitieren: «Hohe Mina-
rette … (sind) gang und gäbe, um 
den anderen Religionsgemeinschaf-
ten die eigene Grösse zu zeigen.» 
Der türkische Dichter Ziya Gökalp 
wird noch deutlicher: «Moscheen 
sind unsere Kasernen, ihre Kuppeln 
die Helme, die Minarette unsere Ba-
jonette!» Derart islamische Triumph-
säulen haben bei aller Religionsfrei-
heit bei uns in der Schweiz genauso 
wenig verloren wie etwa Stalindenk-
mäler, für die auch keine politische 
Meinungsfreiheit ins Treffen geführt 
werden darf. Was nämlich den Ein-
wand betrifft, das verfassungsrecht-
liche Verbot von Minaretten verstos-
se wider das Prinzip der Religions-
freiheit und die schweizerische ge-
setzliche Ordnung, kann ich mich 
auf einen juristischen Fachmann und 
unverdächtigen Zeugen berufen: Dr. 
Erich Tanner aus Fribourg, der sonst 
aus taktischen Überlegungen zu den 
Befürwortern möglichst grosser 
Rechte für die bei uns lebenden 
Moslems zählt. Er führt ausdrücklich 
dazu aus: «Es tastet aber nicht den 
Kerngehalt der Religions- und Eigen-
tumsfreiheit an und auch nicht den 
Kerngehalt des Anspruchs auf Reli-
gionsgleichheit. … Ein Minarett als 
Artefakt ist nicht Bestandteil ange-

borener oder erworbener Eigen-
schaften von Muslimen und Mus-
liminnen, sondern ein Mittel zur Si-
gnalisierung und Visibilisierung der 
fortschreitenden Etablierung des 
Islams bzw. der Muslime und Mus-
liminnen mit ihrer kulturell-religiö-
sen Identität in der hiesigen Gesell-
schaft.» Nachzulesen in der Schwei-
zerischen Kirchenzeitung (SKZ) 
Nr. 38 vom 17. September 2009, 
S. 637–38. Ich danke dem sonsti-
gen Minarettbefürworter Erich Tan-
ner für seine Redlichkeit als Jurist.

Abgesehen von diesen grundsätz-
lichen Überlegungen möchte ich 
in der mir gebotenen Kürze noch 
auf taktische, praktische Beden-
ken gegen ein Minarettverbot ein-
gehen. 

Die Gegner eines Minarettverbots 
malen vor allem die Gefahr an die 
Wand, Ölscheichs und andere isla-
mische Kunden würden dann das 
Geld von unseren Banken abziehen, 
was dem Finanzplatz Schweiz un-
verantwortlichen Schaden zufüge. 
Doch diesen Stimmen ist zu entgeg-
nen: Wir haben es bei Saudi-Arabien, 
den Golfstaaten und sogar beim Iran 

Prof. Dr. Heinz Gstrein, Uni Wien, Erlenbach ZH

Die Bedeutung des 
Minaretts im Islam

mit keinem Gaddafi  zu tun. Die Mos-
lemstaaten wissen die Vorteile zu 
schätzen, die ihnen die Veranlagung 
ihrer Petrodollars in der Schweiz 
bringt. Sie verhalten sich daher 
schon während des ganzen Laufens 
der Anti-Minarett-Initiative ruhig, 
ebenso wie die in der Schweiz le-
benden Moslems und ihre Organisa-
tionen. Die ganze Hysterie gegen 
das Minarettverbot ist bei uns 
hausgemacht, geht von unseren 
eigenen Linken, 68ern und Hyper-
liberalen aus, in der Politik wie in 
den Kirchen. Indem jedoch der Bun-
desrat islamische Repressalien 
selbst an die Wand malt, ermutigt er 
die Moslemstaaten geradezu, Ge-
genmassnahmen zu ergreifen. Für 
die ablehnende Haltung des Bundes-
rates zur Initiative gilt daher, was die 
Pariser «Le Monde» über das Vorge-
hen einiger Bundesräte im Konfl ikt 
mit Libyen schreibt: «Diese Schwei-
zer Regierungsmitglieder verhalten 
sich nicht nur unterwürfi g, sondern 
vor allem dumm!» 

Auch um das schweizerische Ex-
portvolumen brauchen wir nicht 
zu bangen. Viele Schweizer Export-
güter sind hoch qualifi ziert und 

schwer durch andere Importe zu 
substituieren.

Auch die Angst vor Terroranschlä-
gen islamischer Terroristen als 
Reaktion auf ein Minarettverbot 
ist unbegründet. Denn auf Schwei-
zer Boden haben die Islam-Terroris-
ten keine Infrastrukturen wie in Eng-
land, Frankreich oder auch Deutsch-
land und Österreich. 

Kirchliche und linke Gruppen bringen 
einen weiteren Einwand vor: Ein Mi-
narettverbot in der Schweiz würde 
den in islamisch regierten Ländern 
lebenden Christen noch mehr Re-
pressalien bringen. Dazu muss aber 
gesagt werden: Mehr Sanktionen, 
als ihnen heute schon auferlegt sind, 
kann es für die Christen unter der 
Herrschaft des Islams gar nicht mehr 
geben. Im Gegenteil könnte ein Mi-
narettverbot in der Schweiz bei den 
islamischen Regierenden ein Nach-
denken darüber auslösen, dass Eu-
ropa nicht mehr gewillt ist, «seinen» 
Moslems widerspruchslos alles, was 
sie fordern, zu gewähren, während 
die vom Islam beherrschten Christen 
– unter ihnen zahlreiche Schweizer 
Bürger – diskriminiert oder gar 
rechtlos und vogelfrei sind. Das 
kann die Situation dieser christli-
chen Gruppen unter dem Islam 
nur verbessern. 

Und zum Abschluss eine letzte prak-
tische Frage: Wie viele Minarette 
werden durch ein mehrheitliches 
Ja zur Initiative verhindert? Wenn 
wir von heute 130–150 Moscheen in 
der Schweiz ausgehen, verhindert 
ein Ja zum Minerettverbot in 
nächster Zukunft über 100 Mina-
rette und stoppt generell den 
Trend zur weiteren Islamisierung 
der Schweiz. Darum plädiere ich 
nach bestem Wissen und Gewis-
sen für das Minarettverbot, nicht 
zuletzt aus Verantwortung für 
kommende Schweizer Generatio-
nen.

Professor Gstrein anlässlich seines Referats an der 
SVP-Delegiertenversammlung in Genf vom 3. Ok-
tober 2009
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Gemäss Statistik der Delinquenz nach 
Nationalität der Täter ist der Anteil der 
Täter aus islamischen Ländern über-
proportional hoch. Das gleiche Bild in 
der Invalidenversicherung (IV): Noch 
nie in der Geschichte der Eidgenos-
senschaft wurden so viele Menschen 
invalide wie zwischen 2000 und 2006. 
In nur sechs Jahren stieg die Zahl der 
Rentenbezüger von 200 000 auf 
300 000 an, darunter sind wiederum 
Ausländer aus islamischen Ländern 
auffällig stark vertreten. Gleichzeitig 
nahmen die Schlagzeilen über Fälle 
von Zwangsehen, Beschneidungen, 
Massenvergewaltigungen und Ehren-
morden in der Schweiz zu. Das sind 
klare Signale der Bildung von Parallel-
gesellschaften. In Frankreich und 
Deutschland ist man schon einen 
Schritt weiter. Dort leben ganze Stadt-
teile mittlerweile nach dem islami-
schen Recht «Scharia». 

Behörden fördern Parallel-
gesellschaften

Behörden und Justiz reagieren nicht 
etwa mit Entschlossenheit – im Ge-
genteil. Gerichtsurteile gegen islami-
sche Mörder oder Vergewaltiger fal-
len milder aus als gegen schweizeri-
sche Schnellfahrer. Schulbehörden 
verbieten den Kindern das Tragen von 
Schweizerkreuz-T-Shirts, weil damit 
ausländische Kinder «provoziert» 
würden. Oder noch krasser: Schul-
vorsteher wollen die Weihnachtsfeier 
in der Schule abschaffen aus Rück-
sicht auf muslimische Kinder, die in 
vielen Klassen schon die Mehrheit 
bilden. Linke Politiker verpulvern Mil-
lionen für Integrationsprogramme 
oder fördern die automatische Ein-
bürgerung und das Ausländerstimm-
recht. Doch einer Diskussion über die 
religiösen Hintergründe der Fehlent-
wicklungen gehen alle aus dem Weg. 
Probleme werden beschönigt. 

Mit der Zuwanderung aus islami-
schen Ländern ist eine neue Religi-

osität in unseren Alltag gekommen, 
mit der wir noch nicht umgehen 
können. Weil sich viele nicht mit 
diesen komplexen Fragen auseinan-
dersetzen wollen, sagen sie gross-
zügig «Ja» zu Moscheen, Minaret-
ten, Islamunterricht, Kopftüchern im 
Schulzimmer usw. Das ist mit Si-
cherheit die falsche Antwort auf die 
schleichende Unterwanderung un-
serer Gesellschaft, die solange fort-
gesetzt wird, bis ihr jemand Grenzen 
setzt.

Aus den Entwicklungen aller Länder 
Europas, in denen die muslimische 
Bevölkerung massiv gewachsen ist, 
wissen wir, dass die Reihenfolge der 
Bildung einer islamischen Parallelge-
sellschaft immer gleich abgelaufen 
ist.

1. Starke Vermehrung durch Fa-
miliennachzug und hohe Gebur-
tenraten

2. Einrichtung von Vereinslokalen, 
aus denen dann Moscheen wer-
den

3. Bau von Minaretten (Türmen) 
auf den Moscheen

4. Gebetsrufe des Muezzins von 
den Minaretten

5. Schleichende Einführung der 
Scharia (islamisches Recht)

In der Schweiz befi nden wir uns der-
zeit in der Phase 3 der Islamisierung, 
wobei die Phase 5 schon weit fortge-
schritten ist. Seit Menschen aus ver-
schiedenen Parteien eine Volksinitia-
tive «Gegen den Bau von Minaretten» 
lanciert haben, ist kein einziges Bau-
gesuch mehr für ein Minarett einge-
reicht worden. Die Islamisierung der 
Schweiz konnte alleine schon da-
durch gebremst werden. Vorher sind 
in kurzen Abständen Baugesuche für 
Minarette in Wangen b. Olten (SO), 
Langenthal (BE) und Wil (SG) sowie 
das bewilligte «kleine Baugesuch» für 
ein Minarett in Winterthur eingereicht 
worden. 

Nationalrat Walter Wobmann, Gretzenbach SO

Ja zur Minarett-Initiative

Kein Verstoss gegen 
Religionsfreiheit

Mit dem Bau von Minaretten ist in 
den Augen vieler Schweizerinnen und 
Schweizer eine Grenze überschritten 
worden. Für viele wird die schlei-
chende Islamisierung der Schweiz 
damit augenfällig, was ja auch das 
Ziel von Minaretten ist. Das Minarett 
als Bauwerk hat nämlich keinen reli-
giösen Charakter. Auch in islamischen 
Ländern gibt es schliesslich tausende 
Moscheen ohne Minarette. Als Bau-
werk hat das Minarett die Funktion 
eines «Signalturms» und «Wacht-
turms». Einige deuten das Minarett 
auch als «Siegeszeichen» oder als 
«Zeichen der Eroberung». Das Mina-
rett bringt einen religiös-politischen 
Machtanspruch zum Ausdruck: «Hier 
sind wir, von hier weichen wir nicht!» 
Das Minarett steht somit im Dienst 
eines Anspruchs, der Toleranz grund-
sätzlich nicht kennt, der die Welt in 

Gläubige (die Muslime) und Ungläubi-
ge (alle anderen) trennt. 

Aus Deutschland weiss man, dass 
nach dem Bau von Minaretten sehr 
bald auch die Zulassung des Muez-
zins verlangt wird. Dieser wurde mit 
den gleichen Argumenten der angeb-
lichen «Religionsfreiheit» verlangt 
wie das Minarett. Wer also Ja sagt 
zum Minarett, muss später zwangs-
läufi g auch Ja sagen zum Gebets-
rufer.

Das Minarett, der Muezzin und die 
Scharia sind also in einem Zusam-
menhang zu sehen und sind mit 
unserem freiheitlich demokrati-
schen Gesellschaftssystem nicht 
vereinbar. Am 29. November kann 
das Schweizervolk mit dem JA 
zum Minarettverbot eine gesell-
schaftliche Entwicklung stoppen, 
die unser Land ungebremst und 
nachhaltig verändern dürfte.

Parallelgesellschaften sind Menschengruppen, die jeweils für sich leben, ihre Heimatsprache und ihre kulturellen Beson-
derheiten pfl egen, sich gegen ihre Nachbarschaft abgrenzen, anderen Gewohnheiten skeptisch gegenüberstehen und sich 
weigern, sich zu integrieren. Während man in den 1980er Jahren wenige Probleme mit solchen Gruppen hatte, wuchsen 
diese (v. a. mit muslimischem Hintergrund) seit 1990 rapide an. 

zum
Minarett-
verbot

Stopp
Ja

Bestellen Sie 
Informationsmaterial, 
Flyer und Plakate bei: 

Initiativkomitee
«Gegen den Bau von 
Minaretten»
Postfach 23
8416 Flaach (ZH) 

Telefon: 052 301 31 00
E-Mail: info@minarette.ch 

oder direkt online: 
www.minarette.ch 

Engangieren Sie sich im 
Abstimmungskampf für die 
Minarett-Initiative!
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Der nun verabschiedete Vorschlag 
lehnt sich an das sogenannte «Berner 
Modell» an und garantiert damit den 
Minderheitenschutz. Ebenfalls in den 
Verfassungstext aufgenommen wurde 
die Defi nition des absoluten Mehrs, 
welches sich nur an den gültigen 
Stimmen orientiert. Damit reduziert 
sich die Wahlhürde und das System 
nähert sich dem Proporzgedanken an. 
Eine reine Proporzwahl wurde insbe-
sondere deshalb von einer klaren 
Mehrheit der Delegierten verworfen, 
weil sie sich für die Wahl der Exekuti-
ven in den Kantonen nicht durchgesetzt 

hat und in verschiedenen Bereichen 
komplizierter zu realisieren wäre.

Wie geht es nun weiter?

Der Initiativtext geht nun an die Bun-
deskanzlei zur Vorprüfung. Danach 
werden die Unterschriftenbogen vor-
bereitet. Der Beginn der Unterschrif-
tensammlung ist auf Anfang des 
kommenden Jahres vorgesehen. Pa-
rallel dazu arbeitet die SVP an einem 
zweiten Initiativprojekt zur Familien-
besteuerung. Diese Volksinitiative 
soll eine Diskriminierung von Famili-

Martin Baltisser, Generalsekretär SVP Schweiz, Bremgarten BE 

Stärkung der Volks-
rechte

en, die ihre Kinder selber betreuen, 
verhindern. Es ist vorgesehen, die 
Initiative anlässlich einer Delegier-
tenversammlung am 5. Dezember 
2009 zu lancieren.

Klares Votum für die Mina-
rett-Initiative

Mit 288 gegen 3 Stimmen haben 
sich die SVP-Delegierten am vergan-
genen Samstag deutlich für die 
Volks initiative «gegen den Bau von 
Minaretten» ausgesprochen. Viele 
Delegierte wollten damit ein Zeichen 

gegen die Gefahr einer Islamisierung 
der Schweiz setzen. Der Abstim-
mungskampf für die Initiative wird 
durch ein Initiativkomitee geführt. 
Die SVP plant im Abstimmungs-
kampf, nicht zuletzt aus Ressour-
cengründen, keine eigenen Kampa-
gnenaktivitäten.

Mit der seriösen und vertieften 
Behandlung beider Themenkreise 
hat die SVP erneut gezeigt, dass 
sie die Anliegen und Sorgen der 
Bevölkerung ernst nimmt und auf 
politischer Ebene vertritt. 

Die SVP-Delegiertenversammlung hat am 3. Oktober 2009 den Text für die Volksinitiative zur Volkswahl des Bundes-
rates bereinigt. Nach engagierter Diskussion entschieden sich die Delegierten mit 217 zu 97 Stimmen für den Vorschlag 
der parteiinternen Arbeitsgruppe, welche eine modifi zierte Variante für eine Wahl im Majorzsystem erarbeitet hatte.
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14 Milliarden neu für die IV!

Die Stellungnahmen von Seiten der 
Gewinner der Abstimmung nach der 
Abstimmung zeigen, dass die Be-
geisterung für weitere Sparmass-
nahmen stark nachgelassen hat. 
Schliesslich bekommt man nun 5 
Milliarden zusätzlich aus der AHV 
und fast 9 Milliarden aus der Mehr-
wertsteuerkasse. Damit kann man 
die nächsten sieben Jahre gut le-
ben! In der Tat zeigen die Stellung-
nahmen nach der Abstimmung, dass 
die Bereitschaft, die beiden Sparpa-
kete durchzuziehen, nur mehr 
schwach vorhanden ist. Auch fehlt 
jetzt der Druck, dass sofort etwas 
geschehen muss. Nur die SVP hat 
sich mit konkreten Vorschlägen 
nach der Abstimmung gemeldet, 
die andern Parteien sind besorgnis-
erregend ruhig.

Schwarze Zahlen bei IV 
möglich

Dabei ist das weitere Vorgehen klar: 
Je schneller wir die Sanierung durch-
führen, umso weniger Geld wird für 
unberechtigte Ausgaben verwendet, 
umso mehr Mittel stehen für die 
Schuldentilgung zur Verfügung. Das 
Konzept müsste eigentlich klar sein:

1. Sofortige und vollständige Tren-
nung von AHV/IV. Mit der Geneh-
migung des Gesetzes ist dieser 
Schritt bis auf die Schuldentilgung 
der IV zugunsten der AHV erfolgt.

2. Verzinsung der IV-Schuld durch 
den Bund. Sparpotential 350–400 
Millionen Franken. Dieser Schritt 
ist aufgrund der Volksabstim-
mung erfolgt. Es ist aber nur eine 
Verlagerung der Finanzierung, 

keine Einsparung. Immerhin: die 
AHV profitiert davon.

3. Sparpaket 1: Dazu liegt ein Vor-
schlag des Bundesrates vor. Die-
ses enthält realistische und 
machbare Vorschläge. Grundsätz-
lich ist es möglich, dieses bis 
Mitte 2010 zu verabschieden und 
per 1. Januar 2011 in Kraft zu 
setzen. Das Sparpotential beträgt 
500 Millionen Franken.

4. Sparpaket 2: Das Sparpotential 
beträgt auch hier mindestens 500 
Millionen Franken. Es ist klar, 
dass Einsparungen nicht möglich 
sind, ohne jemandem weh zu tun. 
Deshalb ist es wichtig, dass bei 
diesem Paket die sozialpoliti-
schen Argumente gewürdigt wer-
den. Die SVP hat ein Paket von 
Einsparungen zusammengestellt, 
das 1 Milliarde Franken weit 
übersteigt. Davon sind weniger 
als 50 Prozent umzusetzen, um 
das Ziel einer ausgeglichenen IV-
Rechnung zu erreichen. Wichtig 
ist, dass man sich in der ganzen 
Breite mit den Vorschlägen aus-
ein andersetzt und nicht jede 

Ständerat Christoffel Brändli, Landquart GR

IV rasch sanieren – 
AHV stärken!

Sparmassnahme von sich weist. 
Zum zweiten Sparpaket soll bis 
Ende Jahr, spätestens Anfang 
2010 eine Vernehmlassung 
durchgeführt werden. Aufgrund 
der heute sich schon abzeichnen-
den Opposition muss mit Verzö-
gerungen gerechnet werden, so-
dass diese Vorlage erst im Wahl-
jahr 2011 im Parlament beraten 
werden kann. Erfahrungsgemäss 
ist Parteipropaganda in Wahljah-
ren wichtiger als Problemlösun-
gen. Die Gefahr ist demnach 
gross, dass die Ziele nicht er-
reicht werden können. Aus Sicht 
der SVP ist klar: Die Einsparungen 
sind auf das Jahr 2012, wenn die 
Beratung dringlich durchgeführt 
wird gar 2011 möglich, sofern 
sich die Parteien unabhängig von 
den Wahlen darauf einigen, das 
zweite Sparpaket im Dringlich-
keitsverfahren zu behandeln. An-
dernfalls ist eine Inkraftsetzung 
erst 2013 oder gar erst 2014 
möglich.

Ungemütliche Lage für AHV

Für die AHV ist die Situation auch 
nach der Volksabstimmung vom 
29. September ungemütlich. Sie 
muss noch die Defi zite der Jahre 
2009 und 2010 tragen und zudem 5 
Milliarden Franken IV-Startkapital 
zur Verfügung stellen. Die IV-Schuld 
steigt damit gegenüber der AHV auf 
über 20 Milliarden Franken. Rund die 
Hälfte der AHV-Reserven wird da-
durch aus Guthaben und nicht aus 
frei verfügbaren Mitteln bestehen! 
Aus dieser Sicht ist es sehr wichtig, 
dass die beiden Sanierungspakete 
der IV so rasch als möglich verab-
schiedet werden. Nur damit wird die 
IV dank der zusätzlichen Steuerein-

nahmen Überschüsse erzielen, die 
sie zur Schuldentilgung verwenden 
kann. Wünschbar wäre es, Wege zu 
suchen, dass auch das Startkapital, 
welches die AHV leisten musste, ab-
gelöst werden kann. Die Trennung 
AHV/IV ist nämlich erst abgeschlos-
sen, wenn auch der Schuldenberg 
der IV abgetragen ist. Es ist zu be-
fürchten, dass aufgrund der Äusse-
rungen verschiedener Parteivertreter 
der SP, CVP und FDP dies nicht ge-
schieht und der Schuldenberg nach 
sieben Jahren auf 20 Milliarden ge-
genüber heute 13 Milliarden verhar-
ren wird. Wie dies mit der Abstim-
mungsthese «AHV stärken, IV sanie-
ren» zu vereinbaren ist, müssen die 
Befürworter der Abstimmungsvorla-
ge dem Volk spätestens bei den 
nächsten Wahlen erklären. 

Kleine Hoffnung besteht

Die Gefahr, dass der Druck auf die 
Revision wegfällt, kann nicht von der 
Hand gewiesen werden. Der einzige 
Druck, der heute noch besteht, ist die 
Hoffnung, dass sich die Politiker von 
SP, CVP, FDP und Grünen an die Ver-
sprechungen halten, die sie vor der 
Abstimmung gegenüber dem Volk ge-
macht haben, und dass die Politiker 
ihre Verantwortung wahrnehmen und 
sowohl die IV wie auch die AHV rasch 
auf eine gute Basis stellen. Bisher 
war es leider immer so, dass unpo-
puläre Massnahmen vor sich her-
geschoben wurden. Ich hoffe, dass 
es diesmal anders ist. Vor allem 
auch deshalb, weil wir im Sozial-
bereich zusätzliche Baustellen ha-
ben (Pensionskassen, AHV, Arbeits-
losenversicherung, Erwerbsersatz-
ordnung usw.), deren Sanierung 
wir nicht auf die nächsten Genera-
tionen verschieben dürfen!

Eigentlich wäre die Sache geritzt: Wenn die von den Befürwortern der Volksabstimmung gemachten Versprechungen ein-
gehalten werden, wird die IV rasch schwarze Zahlen schreiben und ein Teil der Mehreinnahmen aus der Mehrwertsteuer-
erhöhung kann dafür verwendet werden, die bald auf 20 Milliarden angewachsene Schuld bei der Invalidenversicherung 
(IV) abzuzahlen. 
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Atalanta: Der Nationalrat 
versenkt Pläne von Bundes-
rätin  Calmy-Rey 

Hauptgeschäft der 
Herbstsession war die 
Frage, ob die Schwei-
zer Armee an einer 
internationalen Poli-
zeiaktion zur Verhinderung von Pira-
tenüberfällen auf Schiffe am Horn 
von Afrika und im Golf von Aden 
(zwischen Somalia und Jemen) teil-
nehmen soll. Der Bundesrat wollte, 
dass die Schweiz an dieser von der 
EU angeführten Operation Atalanta 
mit 30 Armeeangehörigen, von wel-
chen nicht einmal die Hälfte Solda-
ten gewesen wären, teilnimmt. Die 
SVP setzte sich mit allen Mitteln ge-
gen diesen von der Aussenministerin 
vorangetriebenen Auslandeinsatz 
der Armee ein und obsiegte, da der 
Nationalrat zweimal nicht auf die 
Vorlage eintrat. Dieses Resultat ist 
ein wichtiger Erfolg zur Stärkung der 
Schweizer Neutralität.

Die SVP stellt erstmals 
10 Bundesrichter

Während die SVP in 
der Vergangenheit an 
den Gerichten oftmals 
untervertreten war, 
konnte in der Herbst-
session ein historischer Erfolg ver-
bucht werden. Mit der am 23. Sep-
tember erfolgten Wahl des qualifi -
zierten SVP-Mannes Christian Her-
mann, Oberrichter aus dem Kanton 
Bern, stellt die SVP zum ersten Mal 
in ihrer Geschichte 10 der insgesamt 
38 Bundesrichter. Dies ist ein wichti-
ger Schritt für die SVP, da die Gerich-
te gerade in letzter Zeit vermehrt 
dazu übergegangen sind, politische 
Urteile zu fällen. Seit der Herbstses-
sion ist die SVP nur noch am Bun-
desverwaltungsgericht untervertre-
ten. Die Chance, diese Lücke zu fül-
len, bietet sich in der kommenden 
Wintersession, da einige Stellen neu 
besetzt werden müssen.

Gespaltene Bilanz bei 
SVP-Vorstössen

Im Stän-
derat wur-
de eine 
Mo tion der 
S P K - N R 
angenommen, welche die Landes-
sprache als Voraussetzung für die 
Einbürgerung verlangt. Ebenfalls an-
genommen wurde ein Vorstoss der 
SVP-Fraktion, welcher die Ausschaf-
fung von Ausländern verlangt, die die 
Integration verweigern. Abgelehnt 
wurde ein Vorstoss von Ständerat Ma-
ximilian Reimann (AG), welcher die 
fallweise Anwendung des Erwachse-
nenstrafrechts auf Jugendliche for-
derte. Der Nationalrat stimmte einer 
Initiative der SVP zu, welche die Allge-
meinverbindlichkeitserklärung von 
Konkordaten verhindern möchte. Der 
Nationalrat lehnte zwei Fraktionsvor-
stösse zur Einfrierung der Kranken-
kassenprämien sowie zur Verhinde-
rung der Verdreifachung der CO2-Ab-
gabe ab. 

Konjunkturprogramm: 
Leuthard ohne Rücksicht 
auf Finanzhaushalt

Nachdem der Stände-
rat das III. Konjunk-
turprogramm diskus-
sionslos angenommen 
hatte, trat der Natio-
nalrat nur knapp auf dieses ein. Aus 
Sicht der SVP ist das III. Konjunktur-
programm aber nicht zielführend. 
Weiterbildungen, welche nicht durch 
eine Nachfrage (der Wirtschaft), son-
dern durch ein Angebot des Bundes 
ausgelöst werden, stellen keine ge-
eignete Vorbereitung auf eine künfti-
ge Konjunkturerholung dar. Das 
Prestigeprojekt von Bundesrätin 
Leuthard wurde schliesslich den-
noch in einer leicht reduzierten Form 
in der Höhe von 330 Millionen Fran-
ken verabschiedet. Die Zustimmung 
ist unverständlich, da bereits klar ist, 
dass der Bundeshaushalt wieder aus 
dem Ruder läuft und schon im 
nächsten Jahr ein Entlastungspro-
gramm nötig ist. 
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Dass das Verhalten des libyschen 
Staatschefs Gaddafi  jenseits von Gut 
und Böse ist, muss man nicht beto-
nen. Man denke nur daran, wie der 
«259-fache Mörder von Lockerbie» 
(verurteilt für die damalige Spren-
gung eines PanAm-Jumbos) in Liby-
en wie ein Held empfangen und von 
Gaddafi  umarmt wurde.

Die Problematik der Person Gaddafi  
ändert jedoch nichts daran, dass 
der Bundesrat in der Libyen-Affäre 
grundsätzliche Fehler gemacht hat. 

Miserable 
Informationspolitik

Das beginnt mit der schlechten In-
formationspolitik, was an jenem Tag 
im Genfer Hotel «Président Wilson» 
passierte, als Gaddafi s Sohn Hanni-
bal verhaftet wurde. Gemäss den 
ersten Schilderungen unserer Aus-
senministerin dachte man, im Hotel 
seien die beiden Hausangestellten 
des Ehepaars Gaddafi  derart miss-
handelt worden, dass der Polizei gar 
nichts anderes übrig geblieben sei, 
als massiv einzugreifen. Weil man 
habe befürchten müssen, dass Gad-
dafi s Leibwächter im Drogenrausch 
zu den Waffen greifen würden, hät-
ten die Genfer Polizisten schwer be-
waffnet und mit kugelsicheren 
Schusswesten ausrücken müssen. 

Wer kürzlich die Schilderung der 
«Weltwoche» las, erhielt einen völlig 
anderen Eindruck: Die Angestellten 
sind offenbar – nachdem sie bei der 
Polizei Anzeige erstattet hatten – gar 
nicht mehr im Hotel gewesen, als die 
Verhaftung erfolgte. Der zuständige 
Polizeikommissar hätte Hannibal 

Gaddafi  und dessen Ehefrau normal 
vorladen können, habe es aber vor-
gezogen, eine Verhaftung anzuord-
nen, um die Befragung durchführen 
zu können. Als zuerst vier Polizeibe-
amte im Hotel erschienen, habe sich 
das Personal geweigert, das schla-
fende Ehepaar Gaddafi  zu stören. 
Daraufhin seien zwanzig zusätzliche 
Beamte aufgeboten worden, im Kor-
ridor sei es zu einem Handgemenge 
zwischen den zwei Dutzend Polizis-
ten und den beiden – wie sich her-
ausstellte, nicht bewaffneten – liby-
schen Bodyguards gekommen. Die 
Polizisten seien mit vorgehaltener 
Waffe ins Zimmer gestürmt, wo Han-
nibal Gaddafi  eben aus einem Um-
ziehraum kam. Obwohl er keinen 
Widerstand leistete, sei er «aus Si-
cherheitsgründen» mit Handschellen 
gefesselt worden. Seine hoch-
schwangere Frau lag mit ihrem drei-
jährigen Sohn im Bett und habe in 
Panik geschrien. Dieser kleine Sohn, 
mit dem die Polizei nicht gerechnet 
hatte, wurde schliesslich in die Ob-
hut einer Schwägerin übergeben, die 
sich zufällig im Hotel befand. Frau 
Gadaffi  wurde ins Spital gefahren, 

ihr Mann musste die Nacht in einer 
Arrestzelle verbringen.

Wer bedenkt, wie selten die Polizei in 
der Schweiz zum Beispiel bei öffent-
lichen Gewalttaten Verhaftungen vor-
nimmt, muss sich schon fragen, wes-
halb Gaddafi  über Nacht eingesperrt 
wurde. Vor allem aber ist unerträg-
lich, wie die genauen Vorkommnisse 
während rund eines Jahres einfach 
unter Verschluss gehalten wurden: 
Trotz der offensichtlichen politischen 
Brisanz dieses Falles informierte 
Bundesrätin Calmy-Rey nicht einmal 
die Aussenpolitischen Kommissionen 
des Parlaments richtig. Sollten die 
Darstellungen der «Weltwoche» stim-
men, hätte sie als Aussenministerin 
die Affäre längst mit einer Entschuldi-
gung an Sohn Gaddafi  aus der Welt 
räumen können. 

Die Sucht, im Medien-
Rampenlicht zu stehen

Noch schlimmer als die schlechte 
Informationspolitik ist jedoch die 
Sucht von Mitgliedern des Bundes-
rats, im Rampenlicht der Medien zu 
stehen. Grundsatz einer erfolgrei-
chen Diplomatie wäre, diskret hinter 
den Kulissen zu arbeiten. Unsere 
Aus senministerin macht aber seit 
Jahren getreu ihrem Grundsatz der 
«öffentlichen Diplomatie» («public 
diplomacy») genau das Gegenteil. Im 
Fall Libyen fl og sie z. B. spektakulär 
mit den zwei Ehefrauen der festge-
haltenen Geiseln nach Libyen, um 
nachher den Medien mitzuteilen, 
man sei nur noch «einen Millimeter» 
von der Problemlösung entfernt. 
Auch wenn hinter den Kulissen 
schon damals die Spatzen von den 

Dächern pfi ffen, Staatschef Gaddafi  
denke nicht im Traum daran, wegen 
einem Frauen-Besuch Konzessionen 
zu machen. Von Anfang an sei klar, 
dass diese Reise mit einem Flop en-
den würde.

Wie Bundesrätin Calmy-Rey machte 
auch Bundespräsident Merz den 
Fehler, angeblich erfolgreiche 
Schritte sofort in aller Öffentlichkeit 
mitzuteilen. Im Anschluss an seine 
Reise nach Tripolis am 20. August 
2009 kündigte er genau an, bis zu 
welchem Termin die Geiseln in die 
Schweiz zurückkommen würden; 
womit er ohne Not seine Glaubwür-
digkeit aufs Spiel setzte. Und wes-
halb informierte er vor wenigen Ta-
gen mit grossem Tamtam die Medi-
en, er habe sich in New York am 
Rande der UNO-Konferenz mit Gad-
dafi  persönlich treffen können? Da-
bei habe ihm dieser gesagt, die bei-
den Geiseln seien nun an einen si-
cheren Ort gebracht worden, weil 
befürchtet wurde, dass die Schweiz 
eine Befreiungsaktion planen würde! 
Dass solche Ankündigungen Kritik 
auslösen und die Problemlösung er-
schweren, ist offensichtlich. 

Der Fall Libyen ist für die Schweiz 
zur (Kommunikations-)Katastro-
phe geworden. Weltweit entstand 
der Eindruck, dass wir nach der 
Pfeife Gaddafi s tanzen. Vor allem 
aber leidet unsere Glaubwürdig-
keit – das A und O in der Politik. 
Nach all den Ankündigungen der 
letzten Wochen und Monate, man 
sei nur noch «einen Millimeter» 
oder «nur noch einen Tag» von der 
Problemlösung entfernt, ist die 
Glaubwürdigkeit des Bundesrates 
auf einem Tiefpunkt angelangt.

Nationalrat Luzi Stamm, Baden-Dättwil AG

Libyen-Affäre: 
Miserable Information 
und der Drang, im 
Rampenlicht zu stehen
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10 000 Arbeitsplätze 
in 550 Unternehmen 
akut gefährdet

Den betroffenen Unternehmen würde 
mit einem Exportverbot die Existenz-
grundlage entzogen. Da der Schwei-
zer Heimmarkt für wehrtechnische 
Güter zu klein ist, wären sie gezwun-
gen, ihre Produktionsstätten zu 
schlies sen oder ins Ausland zu verla-
gern. Mit der Initiative werden mehr 
als 10 000 Arbeitsplätze in über 550 
hauptsächlich kleinen und mittle-
ren Unternehmen gefährdet! 

Zusätzlich droht der zivilen Industrie 
bei einem Ja zur Exportverbotsinitiati-
ve ein Verlust an Innovationen. Heute 
alltägliche Produkte wie Geländefahr-
zeuge, Radar, Funktechnik, Düsenan-
trieb, Internet oder GPS wurden zuerst 
zu militärischen Zwecken entwickelt. 
Derartiger Knowhow-Transfer ginge 
der Schweizer Industrie für immer 
verloren. Der Technologiestandort 
Schweiz würde geschädigt, die 
wirtschaftliche und technologische 
Auslandabhängigkeit nähme wei-
ter zu.

Übergangshilfe kostet 
mindestens 500 Millionen 
Steuer-Franken
Die Initianten sind sich der schädli-
chen Auswirkungen bewusst. Deshalb 
wollen sie diese durch eine Unterstüt-
zungspfl icht des Bundes mildern. Vor-
sichtige Schätzungen rechnen mit 
Kosten für den Bund und damit den 
Steuerzahler von mindestens einer 
halben Milliarde Franken. Das Problem 
jedoch würde lediglich verschoben. In 
den wenigen Fällen, in welchen es ge-

länge, ein Unternehmen mit Bundes-
hilfe zu retten, wäre dieses gezwun-
gen, in andere Märkte einzudringen 
und dort Firmen zu verdrängen. Die 
Arbeitsplätze würden einfach an an-
derer Stelle verloren gehen.  Angesichts 
der angespannten wirtschaftlichen 
Lage ist es unverantwortlich, gesunde 
Arbeitsplätze mutwillig zu vernichten. 
Zumal die Initia tive auch den Ruf der 
Schweiz als zuverlässiger Handels-
partner beschädigt.

Die Initiative gefährdet 
unsere Sicherheit

Bei einem Ja zur Initiative wäre die 
Schweizer Armee mittelfristig fast voll-
ständig auf ausländische Wehrtechnik 
angewiesen. Die Wartung der Ausrüs-
tung wäre aufgrund des fehlenden 
Knowhows komplizierter und deutlich 
teurer. An die Stelle der gegenseitigen 
Abhängigkeit würde eine fatale einsei-
tige Abhängigkeit vom Ausland treten. 
Die aus den Kreisen der GSoA (Gruppe 
für eine Schweiz ohne Armee) stam-
menden Initianten wollen mit dieser 
Initiative die Armee schwächen und 

Nationalrat Christian Miesch, Mitglied des Co-Präsidiums des überparteilichen Komitees gegen 
Exportverbote, Titterten BL

Exportverbote vernichten 
Arbeitsplätze und gefähr-
den unsere Sicherheit

einer eigenstän digen Schweizer Si-
cherheitspolitik die industrielle und 
technologische Grundlage rauben. Die 
Grundversorgung der Armee mit Aus-
rüstung, Bewaffnung und technischem 
Unterhalt ist aber Bedingung für die 
Unabhängigkeit der Schweiz.

Ein Exportverbot ist 
unnötig, die heutigen 
Gesetze genügen
In der Schweiz regeln das Kriegsma-
terialgesetz und das Güterkontrollge-
setz die Ausfuhr von Rüstungsgütern. 

Unser Land verfügt damit über um-
fassende Regelwerke, die in Ausle-
gung und Schärfe dem Standard 
westlicher Staaten entsprechen. Un-
sere Behörden müssen jedes Aus-
fuhrgesuch individuell und nach kla-
ren Kriterien beurteilen. Diese ge-
meinsamen Bemühungen der Staaten 
um eine schrittweise globale Abrüs-
tung sind effektiver als einzig in der 
Schweiz geltende Exportverbote. 

Darum setzt sich die SVP für ein 
klares NEIN zur Exportverbots-Ini-
tiative am 29. November ein.

Am 29. November 2009 stimmt das Schweizervolk über die GSoA-Initiative für ein Verbot von Kriegsmaterialexporten ab. 
Das Volksbegehren verlangt ein Verbot der Aus- und Durchfuhr von Rüstungsgütern und deren Technologien.

Mit der Initiative

• wollen die Armeeabschaffer der GSoA die
Einsatzbereitschaft der Schweizer Armee gefährden;

• werden mehr als 10’000 Arbeitsplätze
und 550 KMUs vernichtet;

• wird auch der zivilen Wirtschaft wichtiges
Know-how entzogen;

• werden dem Steuerzahler rund 500’000’000 CHF
abgeknöpft;

• wird die Schweizer Rüstungsindustrie in andere
Länder transferiert.

Nein zur gefährlichen,
teuren und sinnlosen GSoA-
Exportverbots-Initiative!

Am 29. November 2009:
NEIN zur GSoA-Initiative!

Mit einer Spende auf PC 30-8828-5 unterstützen Sie diese
Kampagne. Danke. SVP Schweiz, Postfach 8252, 3001 Bern.
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Zur Finanzierung solcher Arbeiten 
bzw. Projekte sieht die Eidgenos-
senschaft vor, die Finanzmittel aus 
der Kerosinsteuer, welche zurzeit 
Projekten des Strassenverkehrs zu-
gute kommen, zugunsten des Flug-
verkehrs einzusetzen. Die neue Ver-
wendung dieser Steuereinnahmen 
beträfe knapp die Hälfte der Kero-
sinsteuer und den gesamten Zu-
schlag auf die Benützung von spezi-
fi schem Treibstoff. Da die Verwen-
dung von Steuereinnahmen in der 
Verfassung geregelt wird, braucht 
es dafür eine Änderung des Verfas-
sungsartikels, welcher deren Ein-
satzbestimmung festlegt. Die Höhe 
der insgesamt betroffenen Steuer-
gelder ist nicht enorm und beträgt 
rund 50 Millionen Franken. Davon 
würden rund 20 Millionen Franken 
für die Finanzierung der Verbesse-
rung der Flugkontrolle und 11 Milli-
onen für Umweltschutzmassnahmen 
eingesetzt. Der Rest wird für Mass-
nahmen zum Schutz von Flughafen-
bauten und -geländen ebenso wie 
für deren Zugang und für deren Ein-
richtungen verwendet. 

Sei es im Bereich der Flughafen-
Bahnanschlüsse, der Landebahnen, 
der Hangars oder der Unterhaltsge-
bäude: die Sicherheitseinrichtungen 
und das Personal, welches diese 
bedient, müssen aufgrund der ge-
stiegenen terroristischen Bedrohung 
ebenfalls verstärkt werden. Die Ge-
fahren von Sabotage bis hin zu Ent-
führungen für Flughäfen sind heute 
derart gewachsen, dass auch das 
Niveau der Schutzmassnahmen ent-
sprechend angehoben werden 
muss. Diese Sicherheitsaufgaben 
werden vor allem von Spezialisten 
der Polizei und der Feuerwehr er-
füllt. Die Regionalfl ughäfen sind 

heute ebenso potenzielle Zielschei-
ben wie die drei grossen nationalen 
Flughäfen – sei es nun Samedan, 
Sion, Lugano oder Altenrhein: die 
kleinen Flughäfen sind genauso ge-
fährdet wie Kloten oder Cointrin. Der 
Lärmschutz ihrer Anwohner ist zu-
dem genauso wichtig. Die Errich-
tung von Lärmschutzbauten und die 
Schallisolierung der Motorenprüf-
Hangars sind von den Anwohnern 
nachdrücklich geforderte Massnah-
men.

Aus diesen Gründen ist die Errich-
tung dieses Fonds für die Spezialfi -
nanzierung Flugverkehr notwendig. 
Er wird nur wenige Ressourcen vom 
Strassenverkehr abziehen und er 
wird auch nicht als Vorwand für 
neue Steuererhebungen miss-
braucht werden. Aber für den Erhalt 
der Wettbewerbsfähigkeit des Flug-
verkehrsnetzes Schweiz ist er exis-
tenziell. Die regionale Erreichbarkeit 
und der Verkehrsanschluss der Kan-
tone sind von guten Luftverkehrsan-
schlüssen abhängig. Die Binnenfl ü-
ge und der Berufs- und Privatfl ug-

Nationalrat André Reymond, Veyrier GE

Der Himmel kann nicht 
warten

verkehr gelten als Motoren für die 
wirtschaftliche und touristische Ent-
wicklung der Schweizer Regionen. 

Die Schaffung eines solches Fonds 
ist umso wichtiger, als mit dem neu-
en Luftfahrtgesetz die Querfi nanzie-
rung der regionalen Flughäfen nicht 
mehr möglich sein wird, womit ih-
nen ein wichtiger Teil der fi nanziel-
len Ressourcen verloren geht, der 
bisher vom Staat zugeteilt wurde. 
Die Streichung dieser fi nanziellen 
Unterstützung, welche aus den Ge-
bühren der nationalen Flughäfen 
und dem Durchfl ugverkehr ent-
stammt, wird für die Unterhalts- und 
Investitionsbudgets der kleinen 
Flughäfen einen grossen Verlust be-
deuten. Daher kommt das grosse 
Interesse an der Errichtung dieses 
Fonds, der eine garantierte und 
nachhaltige Entwicklung unserer 

Luftverkehrsinfrastruktur, die le-
benswichtig für unser Land ist, er-
laubt. 

Das Prinzip der Zweckbindung 
muss auch auf die Finanzierung 
des Luftverkehrs, der durch Sky-
guide betriebenen Flugverkehrs-
kontrolle und der Sicherheit des 
Luftverkehrs allgemein ange-
wandt werden. 

Kurz: Die Einnahmen der Strasse 
gehören der Strasse, jene des 
Luftverkehrs dem Luftverkehr! 

Aus diesen Gründen unterstützt 
die SVP die Schaffung eines 
 Spezialfonds für den Luftverkehr 
und hat im Zentralvorstand vom 
2. Oktober 2009 in Genf für die 
Vorlage vom 29. November die 
Ja-Parole gefasst.

Seit Jahren nimmt der Flugverkehr im Schweizer Luftraum zu. Parallel dazu steigen die Frequenzen auf den Schweizer 
Flughäfen markant. Diese zwei Faktoren führen unausweichlich zur Notwendigkeit einer Verbesserung der Flughafen- 
Infrastruktur und der Flugverkehrskontrolleinrichtungen. Die wichtigsten Massnahmen betreffen die Flugsicherheit, die 
Sicherheit der Flughafeninstallationen und den Lärmschutz der Flughafenumgebung. 
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Schulzwang
für 4-Jährige?

Einheitsschule HarmoS

www.harmos-nein.chÜberparteiliches Komitee «HarmoS NEIN», Postfach 1407, 6301 Zug

Schwierige Ausgangslage 
in Zug

Im Kanton Zug schätzten die Befür-
worter die Ausgangslage für HarmoS 
als günstig ein. Das Volks-Nein zu 
HarmoS im Kanton Luzern wurde 
ausschliesslich dem Umstand zuge-
schrieben, dass dort noch überhaupt 
kein Kindergarten-Obligatorium be-
stand. Weil im Kanton Zug bereits 
heute 98 % der Kinder freiwillig den 
zweijährigen Kindergarten besu-
chen, setzte sich der grün-alternati-
ve Bildungsdirektor gar zum Ziel, 
dass der Kanton Zug mit dem 
höchsten Ja-Stimmen-Anteil aller 
Kantone zustimmen wird!

Die anderen Parteien sahen im Wi-
derstand gegen HarmoS vor allem 
eine Profi lierungsübung der SVP. 
CVP und FDP verteidigten im Kan-
tonsrat HarmoS gegen jede Kritik 
und verrieten so einen grossen Teil 
ihrer Basis aus parteitaktischen 
Überlegungen. Bei den kantonalen 
Erneuerungswahlen im nächsten 
Jahr wird die SVP den konservativen 
Wählern in Erinnerung zu rufen ha-
ben, dass sie von CVP und FDP nicht 
vertreten werden.

Ein besonderes Ärgernis war die 
Haltung der Wirtschaftsverbände. 
Sowohl der kantonale Gewerbever-
band wie auch die Zuger Wirt-
schaftskammer setzten sich aus 
völlig fadenscheinigen Gründen für 
HarmoS ein. Wie bei der gleichen-
tags stattfi ndenden Mehrwertsteu-
er-Abstimmung stellten die Wirt-
schaftsverbände ihre Loyalität zu 
CVP und FDP über die wirtschafts-
politischen Sachfragen. Damit wur-
den die Wirtschaftsverbände als 
wichtige Partner zur Durchsetzung 

von bürgerlichen Anliegen im Kan-
ton leichtfertig geschwächt.

Bewährte Kampagne

Für die im überparteilichen Rahmen 
geführte Kampagne konnte die SVP 
des Kantons Zug auf die Unterstüt-
zung der SVP Schweiz zählen und 
auf die Vorarbeiten und Erfahrungen 
anderer SVP-Kantonalparteien zu-
rückgreifen. Die Phase der Unter-
schriftensammlung gab der Kampa-
gnenleitung eindeutige Hinweise 
darauf, aus welchen Gründen das 
Volk HarmoS ablehnt. Die wichtigs-
ten Gründe waren – wie in den an-
deren Kantonen auch – die folgen-
den:
• Nein zur Schulpflicht für Vierjähri-

ge
• Nein zur Verstaatlichung der Er-

ziehung
• Nein zu den Kostenfolgen der 

Ganztagesbetreuung
• Nein zur Expertokratie im Bil-

dungswesen

Während der Kampagne wurde von 
den Befürwortern immer wieder der 

Stephan Schleiss, Präsident SVP Kanton Zug, Steinhausen ZG

Das Stimmvolk hat Nein 
gesagt

Vorwurf erhoben, die HarmoS-Geg-
ner würden Unwahrheiten verbrei-
ten. Diese Anwürfe galt es auszuhal-
ten, weil das Konkordat in vielen 
Fragen nicht klar genug ist, zum 
Beispiel in der Frage, ob ab dem 
ersten Schultag, das heisst mit vier 
Jahren, auf Hochdeutsch unterrich-
tet werden muss. Der kritische Bür-
ger ist jedoch gut beraten, vom 
schlimmsten Fall auszugehen, weil 
mit HarmoS die Kompetenz defi nitiv 
an die Bildungsfunktionäre der kan-
tonalen Erziehungsdirektorenkonfe-
renz (EDK) delegiert wird und alle 
Absichtserklärungen der EDK in die-
se Richtung gehen.

Ein Nein mit Konsequenzen

Das Abstimmungsergebnis von Uri 
und Zug hat Konsequenzen für die 
ganze Schweiz. Seit dem 27. Sep-
tember ist defi nitiv klar, dass Har-
moS weniger als 18 Kantone beitre-
ten werden. Das Konkordat müsste 
aber mindestens 18 Kantone um-
fassen, damit es für allgemein ver-
bindlich erklärt werden könnte. Da-
mit ergibt sich, dass die in Artikel 62 
Absatz 4 der Bundesverfassung ge-
forderte Harmonisierung des Schul-
wesens in der Schweiz nicht durch 
HarmoS erreicht werden kann. Je-
der Kanton, der jetzt noch HarmoS 
beitritt, hintertreibt letztlich den Ver-
fassungsauftrag. Die HarmoS-Kan-
tone müssen jetzt ihr Konkordat im 
Bereich des Schuleintrittsalters und 
der Schulpfl icht, der Dauer und Ziele 
der Bildungsstufen und von deren 
Übergängen sowie der Anerkennung 
von Abschlüssen überarbeiten, so 
dass sie sich den Nicht-HarmoS-
Kantonen angleichen. Wo HarmoS 
über den Verfassungsauftrag hin-

ausgeht, zum Beispiel bei den Ta-
gesstrukturen oder den sprachregi-
onalen Lehrplänen, muss keine bun-
desweite Vereinheitlichung ange-
strebt werden, weil in diesen 
Bereichen eben kein Verfassungs-
auftrag besteht. Die Innerschweiz, 
die komplett HarmoS-frei bleiben 
wird, hat mit ihrem Votum für weni-
ger Staat einmal mehr einen Stand-
ortvorteil errungen. Was nicht ak-
zeptiert werden kann, ist, dass die 
EDK auf Zeit spielt und bis 2015 mit 
Anpassungen warten will. Wenn sich 
die HarmoS-Kantone nicht bewegen, 
muss das Bundesparlament eingrei-
fen und den Verfassungsauftrag aus 
Artikel 62 in einem schlanken Bun-
desbeschluss umsetzen. Auf kanto-
naler Ebene muss die SVP sicher-
stellen, dass HarmoS nicht durch die 
Hintertür eingeführt wird. Nach dem 
27. September darf im Kanton Zug 
nicht sein, dass
• ein zweites Kindergartenjahr obli-

gatorisch wird,
• den Gemeinden das Angebot von 

Ganztagesbetreuung vorgeschrie-
ben wird oder

• der Lehrplan 21 integral über-
nommen wird.

Am 27. September wurde in den Kantonen Bern, Uri und Zug über HarmoS abgestimmt. In Uri wurde HarmoS deutlich ab-
gelehnt (68,9 % Nein), in Zug knapp abgelehnt (50,1 % Nein) und in Bern knapp angenommen (48,5 % Nein). Es ist augen-
fällig: Dort, wo das Stimmvolk über HarmoS entscheiden kann, wird HarmoS grossmehrheitlich abgelehnt. HarmoS wurde 
bisher in 9 Kantonen dem Volk vorgelegt. In 6 von 9 Kantonen (LU, GR, TG, NW, UR, ZG) wurde HarmoS abgelehnt. Die Volks-
entscheide belegen, dass HarmoS ein Funktionärsprojekt ohne Verankerung im Volk ist.
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Nicht einfache 
Ausgangssituation

Die Ausgangssituation für die berni-
sche SVP ist nicht einfach. Anläss-
lich der letzten kantonalen Wahlen 
2006 hat die SVP einen Regierungs-
sitz und 13 % Wähleranteil bei den 
Grossratswahlen verloren. Hinzu 
kommt die Abspaltung der BDP. 
Durch diese sind u. a. ein alt Bun-
desrat, ein Ständerat, zwei Natio-
nalräte, ein Regierungsrat und 16 
Grossrätinnen und Grossräte aus 
der Partei ausgetreten. Schliesslich 
läuft die bernische Politik mit einer 
links-grünen Mehrheit im Regie-
rungsrat in eine falsche Richtung: 
Bezüglich Standortqualität ist der 
Kanton Bern gesamtschweizerisch 
vom 16. Platz auf Rang 18 zurück-
gefallen. Betreffend Steuerbelas-
tung der natürlichen Personen be-
fi ndet sich Bern im schweizerischen 
Vergleich auf Platz 24. Das Wirt-
schaftswachstum ist weit unter 
dem schweizerischen Mittel. Dafür 
steigen die Krankenkassenprämien 
dreimal  mehr als im Durchschnitt 
der Schweiz. Es besteht also drin-
gender Handlungsbedarf, und die 
bernische SVP ist gefordert.

Klares Ziel

Das Wahlziel der SVP ist klar: Wir 
 wollen zwei SVP-Regierungsräte 
und 40 SVP-Grossrätinnen und 
-Grossräte. Konkret bedeutet dies 
1. die Rückgewinnung des bei den 
letzten Wahlen verlorenen Regie-
rungssitzes und 2. neben der Bestä-
tigung der Bisherigen das Zurück-

holen von 2⁄3 der zur BDP gewech-
selten Grossratsmandate. Diese 
Zielsetzung ist hoch, aber nicht un-
realistisch. Bezüglich  BDP ist fest-
zuhalten, dass die Bürgerlich- 
Demokratische Partei bei den berni-
schen Gemeindewahlen in letzter 
Zeit vor allem zu Lasten anderer 
Parteien ihre Mandate gewonnen 
hat. Für die SVP beginnt sich die 
Lage zu stabilisieren, wobei die 
weitere Entwicklung genau im Auge 
zu behalten ist. Betreffend die Re-
gierungsratswahlen ist eine gegen-
seitige Unterstützung von SVP und 
FDP mit  je zwei Kandidaten vor-
gesehen, um auf diesem Weg die 
bürgerliche Mehrheit im Regie-
rungsrat zurückzuholen. Dabei ist 
allerdings zu beachten, dass sich 
die Mo da litäten geändert haben und 
kei ne vorgedruckten  ausseramtli-
chen Wahlzettel mehr zulässig sind. 

Motiviert und aktiv

Vielfältige Massnahmen

Die SVP-Wahlkampagne wird inhalt-
lich umfassend, mit vielen Aktivitä-
ten, grossem Einsatz und zielgerich-
tet vorbereitet. Die kantonale Koor-
dination erfolgt durch je ein Komitee 
für die Grossrats- und die Regie-
rungsratswahlen. Die Strategie lau-
tet: Parteiintern und parteiextern 
mobilisieren! Es geht darum, die 
bisherige SVP-Stammwählerschaft 
zu aktivieren und einen möglichst 
grossen Anteil der Wählerinnen und 
Wähler, welche letztes Mal nicht 
teilgenommen  haben, für die Wah-
len vom 28. März 2010 und für die 
SVP zu gewinnen. Die Wahlkampag-
ne wird dezentral geführt. Wir wollen 
nah zu den Wählerinnen und Wäh-
lern und unsere dezentrale Partei-
struktur mit rund 280 Ortssektionen 
nutzen. Der Strassenwahlkampf 

Am 28. März 2010 fi nden im Kanton Bern die nächsten Grossrats- und Regierungsratswahlen statt. Bereits laufen die 
parteiinternen Vorbereitungen auf Hochtouren. Am 24. Juni sind Christoph Neuhaus, bisheriger Regierungsrat und Chef 
der bernischen Justiz-, Gemeinde- und Kirchendirektion, sowie Albert Rösti, Dr. sc. techn. ETH und Direktor der Schwei-
zer Milchproduzenten SMP, als SVP-Kandidaten für die Regierungsratswahlen nominiert worden. Zudem stellen sich 
242 SVP-Kandidatinnen und Kandidaten auf 14 Wahllisten in 9 Kreisen für die Grossratswahlen zur Verfügung. Bereits 
sind die ersten Inserate erschienen und laufend fi nden Wahlauftritte statt. Kurz: Die SVP-Wahlkampagne 2010 ist 
 lanciert!

wird intensiviert, und erstmals soll 
ein Wahlbus eingesetzt werden. Wir 
wollen bewusst einen politischen 
Wahlkampf führen und klar sagen, 
was in der Packung steckt, wenn 
aussen die SVP-Etikette aufgeklebt 
ist. Es ist vorgesehen, im Januar 
 einen speziellen Wahlparteitag mit 
wichtigen politischen Themen 
durchzuführen. Schliesslich wird 
eine Wahlplattform ausgearbeitet 
mit der Legislaturplanung für die 
politische Arbeit während der nächs-
ten vier Jahre im Grossen Rat. 

Dies alles wird getan, weil wir mit 
der SVP gewinnen wollen, und weil 
eine andere, neue und bessere Poli-
tik im Kanton Bern dringend nötig 
ist! Wir wollen einen attraktiven 
Kanton mit einem nachhaltigen 
Wirtschaftswachstum und steuerli-
chen Entlastungen. Wir wollen einen 
ländlichen Raum mit guten Rah-
menbedingungen, insbesondere für 
die Landwirtschaft und das Gewer-
be, und wir wehren uns gegen eine 
zunehmende Zentralisierung. Wir 
wollen eine dezentrale gute Ge-
sundheitsversorgung für die ge-
samte Bevölkerung, mehr Sicherheit 
im öffentlichen Raum, eine gesi-
cherte Energieversorgung, die För-
derung der Bildungsqualität und die 
Erhaltung und Schaffung einer gu-
ten öffentlichen und privaten Ver-
kehrsinfrastruktur. 

Mit hoher Motivation und grossem 
Einsatz können wir diese Ziele er-
reichen. Ich danke für die Unterstüt-
zung und rufe allen unser Wahlmot-
to zu: Jetzt erst recht!

Nationalrat Rudolf Joder, Präsident SVP Kanton Bern, Belp BE 

Die bernische SVP vor den Grossrats- und 
Regierungsratswahlen 2010:



Einladung der SVP Schweiz
zum öffentlichen Sonderparteitag

Samstag, 31. Oktober 2009
um 10.30 Uhr, im Zentrum Linde (beim Bahnhof) in Wauwil (LU)

Stärkung der Schweizer Landwirtschaft

Die SVP Schweiz lädt Sie alle, Parteifreunde, Delegierte der SVP Schweiz sowie Interessierte und
Gäste ein, am Sonderparteitag zum Thema Landwirtschaft teilzunehmen. Die SVP ist tief besorgt
über die aktuellen Entwicklungen in der Schweizer Landwirtschaft. In vielen Bereichen ist dringlicher
Handlungsbedarf gegeben.

Programm:

10h30 Grusswort der SVP des Kantons Luzern
Nationalrat Josef Kunz, Parteipräsident SVP Luzern, Grosswangen (LU)

10h40 Begrüssung und Eröffnung Sonderparteitag
Nationalrat Toni Brunner, Parteipräsident, Ebnat-Kappel (SG)

11h00 Die Bedeutung der Schweizer Landwirtschaft
Nationalrat Hansjörg Walter, Präsident Schweizerischer Bauernverband, Wängi (TG)

11h15 Ernährungssouveränität: Qualität und Versorgungssicherheit
Gemeindepräsidentin Ingeborg Schmid, Vizepräsidentin SVP AR, Bühler (AR)

11h30 Entwicklung der Landwirtschaft in der EU und im Zusammenhang mit der WTO
Nationalrat Ernst Schibli, Präsident Landwirtschaftskommission, Otelfingen (ZH)

11h45 Mittagspause

13h00 Systemwechsel im Milchmarkt ist ein Gebot der Stunde
Albert Rösti, Direktor SMP, Uetendorf (BE)

13h15 Bauernsterben stoppen: Nein zum Freihandelsabkommen mit der EU
Nationalrat Jean-Pierre Grin, Pomy (VD)

13h30 WTO: Agrarsektor ist auszunehmen
Nationalrat Marcel Scherer, Hünenberg (ZG)

13h45 Diskussion und Verabschiedung Resolution

14.45 Ende

Bestelltalon für Gästeausweise für den Sonderparteitag in Wauwil

Name / Vorname ...................................................................................................

Adresse ...................................................................................................

Ort / Lieu .............................................. Kanton/Canton ...................

Anzahl Gästeausweise ............................

Wir bitten Sie um Bestellung bis spätestens Montag, 26. Oktober 2009.

Schweizerische Volkspartei SVP, Postfach 8252, 3001 Bern, e-mail: merian@svp.ch,
Tel 031 / 300’58’58, Fax 031 / 300’58’59


